
Veranstaltungsreihe InterLycées zu Jugendarbeitslosigkeit im Forum Geesseknäppchen

„Engagiert Euch“
Europaparlamentschef Schulz zwischen zwei europäischen Terminen zu Besuch in Luxemburg

Arbeitsminister Nicolas Schmit, Europaparlamentspräsident Martin Schulz
und UEL-Direktor Pierre Bley (v.r.n.l.) standen Schülern und Lehrern
gestern Rede und Antwort. (FOTO: STEVE EASTWOOD)

V O N  M I C H È L E  G A N T E N B E I N

„Die Europäische Union befindet
sich in einem lamentablen Zustand.
Wir nutzen nicht das Potenzial, das
diese politische Union mobilisieren
könnte, um Probleme wie die Ar-
beitslosigkeit zu lösen“, sagte ges-
tern der Präsident des Europaparla-
ments, Martin Schulz, vor 400 Schü-
lern und Lehrern im Forum Geesse-
knäppchen. Er war einer der Redner
auf der Veranstaltung „InterLycées“
mit anschließender Podiumsdiskus-
sion, die gestern im Zeichen der Ju-
gendarbeitslosigkeit stand. Europa
habe in der Welt nur dann eine
Chance, „wenn die Mitgliedstaaten
geschlossen zusammenstehen“,
sagte Schulz. An die junge Genera-
tion richtete er den Appell, sich zu
engagieren und die demokratischen
Werte, die die Stärke Europas aus-
machen, zu verteidigen und in die
Welt hinauszutragen.

Im November 2012 lag die Jugend-
arbeitslosigkeit in der EU laut Eu-
rostat im Schnitt bei 23,7 Prozent,
in Griechenland bei unglaublichen
57,6 Prozent. Mit 18,6 Prozent stand
Luxemburg noch vergleichsweise
gut da. Die erschreckenden Zahlen
rufen EU-weit Politiker und Wirt-
schaftsführer auf den Plan.

Die Botschaft von Europaparla-
mentspräsident Schulz an die jun-
gen Menschen war unmissver-
ständlich: Europa muss sich an-
strengen, wenn es im globalen
Konkurrenzkampf nicht unterge-
hen will. „Die europäische Gesell-
schaft gründet auf den Kriegser-
fahrungen des 20. Jahrhunderts.
Und diese Erfahrungen sind bes-
tens dazu geeignet, unsere Interes-
sen gegen jene Länder zu verteidi-
gen, die in Zukunft möglicher-
weise wettbewerbsfähiger sind als
wir, aber nicht demokratisch“,
sagte Schulz und meinte damit

Supermächte wie China oder In-
dien, „die nur deshalb billig produ-
zieren können, weil sie die Men-
schenrechte mit Füßen treten“. 

Komatöser Zustand

Die Herausforderungen, vor denen
Europa steht, sind monumental,
aber nach Ansicht des deutschen
SPD-Politikers zu bewältigen.
Durch Engagement, durch mehr
Europa und weniger Nationalstaat.
Er sprach von der Zerstörung der
Umwelt, den Rohstoff-Spekulatio-
nen auf den internationalen Fi-
nanzmärkten, „die die Reichen
noch reicher und die Armen noch
ärmer macht“, und von der Zuwan-
derung, „die Europa grundlegend
verändern wird“, Herausforderun-
gen, „die die EU nur als Gemein-

schaft zu lösen vermag“. Unglück-
licherweise befinde sich die EU in
einer Art komatösem Zustand,
meinte Schulz. Anstatt ihre Chan-
cen zu nutzen und z. B. in den
Aufbau der nordafrikanischen
Länder zu investieren, würden die
EU-Staaten ihre finanziellen Mit-
tel kürzen. „Wir könnten eine blü-
hende Wirtschaft im Süden
Europas haben“, sagte Schulz.

Er plädierte für eine europäi-
sche Regierung, „die sich mit den
großen Entwicklungen befasst, die
das Schicksal der EU mitbestim-
men werden, und nicht um kleine
nationale Dinge, die die Länder
bestens selbst regeln“. Und er plä-
dierte für das Hinaustragen der
demokratischen Werte in die
Welt. „Das ist kein europäischer

Imperialismus“, meinte Schulz mit
Nachdruck, „sondern bedeutet
Freiheit, auch für andere Länder in
der Welt.“ Die inzwischen selbst-
verständlich gewordenen Freihei-
ten und Rechte des einzelnen
seien nicht auf ewig garantiert,
warnte Schulz. Er riet den jungen
Menschen, sich vor allzu einfa-
chen Lösungen von Ultranationa-
listen in Acht zu nehmen. „Wenn
Ihr wollt, dass die demokratischen
Werte erhalten bleiben, müsst Ihr
Euch engagieren“, so der deutsche
Sozialdemokrat. 

Schülerfragen

Fragen zur konkreten Bekämpfung
der Arbeitslosigkeit in Europa be-
antworteten bei der anschließen-
den Podiumsdiskussion außer
Martin Schulz auch Arbeitsminis-
ter Nicolas Schmit und UEL-Direk-
tor Pierre Bley. „Das Europaparla-
ment hat die Mitgliedstaaten wie-
derholt dazu aufgefordert, kurz-
fristig ein Maximum an Mitteln in
die Bekämpfung der Jugendarbeits-
losigkeit zu investieren“, sagte
Schulz. Außerdem habe die EU ein
Mikrokredit-Programm für kleine
und mittlere Unternehmen aufge-
fahren, organisiert von der Euro-
päischen Investitionsbank, „um die
Unternehmen schnell mit kleinen
Summen zu versorgen, die sie von
den krisengebeutelten nationalen
Banken nicht erhalten“, so Schulz.

Pierre Bley nannte eine Luxem-
burger Initiative, die darauf ab-
zielt, junge Leute mittels Kreditga-
rantien zu motivieren, den Schritt
in die Selbstständigkeit zu wagen.
An Arbeitsminister Schmit rich-
tete sich die Frage, ob das Luxem-
burger Sozialmodell in der EU
Schule machen könnte, worauf
Schmit entgegnete, dass das So-
ziale seinen Platz in der EU habe
und der Sozialdialog unbedingt zu
erhalten sei.

Saint-Paul Luxembourg:
signature du plan social
Les négociations entre partenai-
res sociaux, débutées au mois de
novembre 2012, ont abouti hier
lundi 14 janvier 2013 à  la signa-
ture d'un plan social au sein de
Saint-Paul Luxembourg. Ce plan
social prévoit la résiliation de 68
contrats de travail au sein de
l'entreprise. Les salariés concer-
nés bénéficieront de mesures
d'accompagnement. Ce plan so-
cial a lieu dans le cadre de la re-
structuration de Saint-Paul Lu-
xembourg s.a. visant à faire face
aux défis actuels et futurs des
marchés sur lesquels l'entreprise
exerce ses activités. (C.)

Mille beim Srel: öffentlich,
ohne Live-Übertragung
Nach dem amtierenden Chef des
Nachrichtendienstes am vergan-
genen Freitag wird heute dessen
Vorgänger vor dem parlamentari-
schen Untersuchungsausschuss
erwartet. Wurde die Anhörung
von Srel-Chef Patrick Heck live
übertragen, so wird im Fall von
Marco Mille von einer Direkt-
übertragung der Sitzung abgese-
hen. Dem Gesuch von Marco
Mille, hinter verschlossenen Tü-
ren Rede und Antwort zu stehen,
hat die Enquetekommission indes
nicht stattgegeben. Die Sitzung
ist demnach öffentlich und findet
ab 14 Uhr im Plenarsaal der Ab-
geordnetenkammer statt. In einer
E-Mail an den Ausschuss hatte
der frühere Leiter des Geheim-
dienstes seinen Antrag auf „huis
clos“ mit dem Argument begrün-
det, sich ausführlicher zu den
Vorgängen beim Service de ren-
seignement de l'Etat luxembour-
geois äußern zu können. (mas)

Welche Einnahmequellen
für die Gemeinden?
Bis Monatsende sollen sich die
Schöffen- und Gemeinderäte
dazu äußern, wie sie sich die
kommunale Finanzordnung der
Zukunft vorstellen. Einen ent-
sprechenden Fragebogen hat der
Syvicol den Gemeinden im
Herbst 2012 zugestellt. Dass ins-
besondere auf der Einnahmen-
seite Handlungsbedarf besteht,
verdeutlicht das Gefälle bei Ge-
werbesteuer und Fonds commu-
nal de dotation financière. Mit
dem heutigen Verteilungsschlüs-
sel reichen die staatlichen Zu-
wendungen von 4 421 Euro bis
2 079 Euro pro Einwohner (Stand
2011). In dem 21 Fragen umfas-
senden Dokument will der Dach-
verband der Gemeinden in Erfah-
rung bringen, ob etwas an den
derzeitigen Finanzflüssen geän-
dert werden soll – und wo die
Hebel angesetzt werden sollen.
Die vom Syvicol aufgelisteten
Vorschläge reichen von der Kop-
pelung der kommunalen Einnah-
men an die staatlichen Einnah-
men, der Abschaffung von Ge-
werbesteuer, Grundsteuer und
Fonds communal – und damit
einhergehend der kommunalen
Autonomie in den Bereichen
Steuern und Wirtschaft –, der
Reform der Grundsteuer, der
Koppelung der staatlichen Unter-
stützung (inklusive Subsidien) an
Kriterien der Landesplanung und
des IVL-Konzeptes, bis hin zur
Neuformulierung der Kriterien,
nach denen die Verteilung der
Gewerbesteuer und der Gelder
des FCDF erfolgen soll. (mas)

„Der Druck auf den Finanzplatz nimmt zu“
Aleba-Präsident verteidigt beim Neujahrsempfang die sozialen Errungenschaften und die Rolle der Gewerkschaft

Kämpferisches Jahr: 2013 läuft der Kollektivvertrag aus und die Sozialwahlen
stehen an, sagte Marc Glesener zur Agenda der Aleba. (FOTO: ANOUK ANTONY)

Das Jahr 2012 war ein Jahr der
sozialen Verschlechterungen für
die Beschäftigten und ihre Famili-
en, befand gestern Abend beim
Neujahrsempfang Aleba-Präsident
Marc Glesener. Die Spar-
anstrengungen würden zu Lasten
der Geringverdiener und Mittel-
schicht gehen, die Pensionsreform
benachteilige die junge Genera-
tion und die Steuerlast werde zu-
nehmend den Arbeitnehmern auf-
gebürdet. „Die Steuerlast wird
mittlerweile zu 65 Prozent von
den Beschäftigten getragen, die
Betriebe kommen hingegen für 35
Prozent auf. Vor zehn Jahren war
es noch ein 50:50-Verhältnis“, be-
anstandete Glesener.

Sorgen bereitet ihm insbeson-
dere die Situation auf dem Finanz-
platz, für deren Beschäftigten sich
seine Gewerkschaft einsetzt. Der
Finanzsektor erfinde sich neu, al-
lerdings gehe das mit Restruktu-
rierungen, Schließungen und Per-
sonalabbau einher. Konkrete Bei-
spiele der letzten Monate rief Gle-
sener zwar nicht in Erinnerung.

Seine Kritik richtete er vielmehr
an alle Finanzhäuser und Investiti-
onsträger, die Druck auf die Beleg-
schaft ausüben. Denn der Druck
nehme generell zu, stellte der Ale-
ba-Präsident fest. Für die Betroffe-
nen bedeute das schlechtere
Arbeitsbedingungen, Stress und

Spannungen. Jeder mache sich
Sorgen über seine berufliche Zu-
kunft, „weil es in vielen Betrieben
kein Konzept gibt und das Ma-
nagement abgesehen von Rentabi-
litäts- und Produktivitätsgedanken
keine Ideen hat“. Auch die soziale
Verantwortung gehe in der Mana-

gersprache verloren, so die
Schelte der Aleba.

Marc Glesener zufolge haben
seit dem Beginn der Finanzkrise
2 200 Personen aus wirtschaftli-
chen Gründen ihren Job verloren.
„Und wenn wir nicht da gewesen
wären, wären es noch mehr“, be-
tonte er anschließend. 

Für die kommenden Monate
stellt sich die Gewerkschaft auf
schwierige Verhandlungen ein.
2013 wird der Kollektivvertrag im
Finanzsektor neu bestimmt. Und
wie Glesener unterstrich, wolle
man sich entschlossen für den Er-
halt der sozialen Errungenschaf-
ten einsetzen. Dabei stichelte er
auch gegen den LCGB, der bei der
Verteidigung der Rentenrechte
eine getrennte Demo organisiert
hatte. Isolierte gewerkschaftliche
Positionen seien „kontraproduk-
tiv“.

Was die anstehenden Sozial-
wahlen angeht, will die Aleba ihre
fünf von acht Sitzen in ihrer
Gruppe in der Arbeitnehmerkam-
mer (CSL) verteidigen. (BB)
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